Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts und seine Folgen

M1 Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts im Haushaltsstreit
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Das Bundesverfassungsgericht hat am 15. November 2023 das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021 für nichtig erklärt. Das Urteil des Zweiten Senats begründete, dass das Gesetz gegen zentrale Bestimmungen des Grundgesetzes verstößt. Die Klage wurde von Mitgliedern der CDU/CSU-Fraktion eingereicht, da sie der Ansicht waren, dass die nachträglichen Änderungen des Haushaltsgesetzes für 2021 rechtswidrig seien. Im Mittelpunkt der Kritik stand eine Kreditermächtigung von 60 Milliarden Euro, die ursprünglich zur Bewältigung der Corona-Pandemie im Jahr 2021 vorgesehen war, jedoch nicht vollständig benötigt wurde. Diese Summe sollte rückwirkend durch eine Zuführung in den Energie- und Klimafonds (heute Klima- und Transformationsfonds, KTF) für künftige Haushaltsjahre nutzbar gemacht werden. Das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 2021 trat im Februar 2022 rückwirkend zum 1. Januar 2021 in Kraft.
Das Bundesverfassungsgericht stellte fest, dass das Gesetz nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen für notlagenbedingte Kreditaufnahmen entsprach. In seiner Entscheidung führt das Gericht drei wesentliche Gründe an. Erstens habe der Gesetzgeber nicht ausreichend deutlich gemacht, wie die Kreditaufnahme im Zusammenhang mit der Corona-Notsituation steht. Zweitens vertrat der Senat die Ansicht, dass die zeitliche Entkoppelung der Kreditermächtigung vom tatsächlichen Einsatz der Mittel den Haushaltsprinzipien der Jährlichkeit und Jährigkeit widerspreche. Als dritter Grund wurde aufgeführt, dass das Nachtragshaushaltsgesetz 2021 gegen das Prinzip der Vorherigkeit verstoße, da es nach Ablauf des Haushaltsjahres 2021, nämlich erst Anfang 2022, rückwirkend verabschiedet wurde.
Das Urteil betont die strikten Anforderungen des Grundgesetzes an die Haushaltsführung, insbesondere im Hinblick auf die Schuldenbremse und die Einhaltung der jährlichen Haushaltsplanung. Eine rückwirkende Änderung, wie sie im Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2021 vorgesehen war, ist verfassungsrechtlich nicht zulässig, da sie die Kontroll- und Lenkungsfunktion des Haushaltsplans untergräbt.


M2 Der Klima- und Transformationsfonds


Der Klima- und Transformationsfonds (KTF) ist ein wichtiger Finanzierungsmechanismus der Bundesregierung, um die Energiewende und den Klimaschutz in Deutschland voranzutreiben. Mit dem KTF werden Maßnahmen wie die Sanierung von Gebäuden, der Ausbau erneuerbarer Energien, die Förderung der Elektromobilität und der Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft wunterstützt. Ab 2024 soll der KTF auch die Halbleiterproduktion fördern, die für klimafreundliche Technologien wichtig ist.
Im Jahr 2024 sind Ausgaben von etwa 57,6 Milliarden Euro geplant, was eine deutliche Steigerung im Vergleich zu 2023 ist. Die größten Ausgabenposten sind 18,9 Milliarden Euro für den Gebäudebereich, 12,6 Milliarden Euro für die Förderung erneuerbarer Energien und 4,7 Milliarden Euro für die Elektromobilität. Auch 4 Milliarden Euro für Investitionen in die Eisenbahn und 3,8 Milliarden Euro für die Wasserstoffindustrie sind vorgesehen. Insgesamt wird der KTF bis 2027 rund 211,8 Milliarden Euro zur Verfügung stellen.
Finanziert wird der KTF hauptsächlich durch Einnahmen aus dem europäischen und nationalen Emissionshandel, also durch die Bezahlung von CO2-Emissionen, sowie durch Rücklagen in Höhe von etwa 70,7 Milliarden Euro. Eine zusätzliche Finanzierung aus dem Bundeshaushalt ist nicht geplant.

M3 Die Folgen des Urteils


Das Urteil zum Nachtragshaushalt 2021 hat große Auswirkungen auf die Klimapolitik. Dem Klima- und Transformationsfonds (KTF) fehlen in Folge 60 Milliarden Euro für geplante Projekte bis 2027, davon allein 20 Milliarden für das Jahr 2024. Dadurch stehen viele wichtige Projekte auf dem Prüfstand, wie der Ausbau des Wärmenetzes, die Förderung von Elektromobilität und der Einsatz von grünem Wasserstoff in der Industrie. Auch Investitionen in den Ausbau der Deutschen Bahn und in Chipfabriken könnten gekürzt werden.
Neben dem KTF ist auch der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) von dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts betroffen. Beim WSF, der die Strom- und Gaspreisbremsen finanziert hat, sollten, auf ähnliche Weise wie beim KTF, Kreditermächtigungen aus dem Jahr 2022 für spätere Jahre genutzt werden. Da der WSF dadurch potenziell ebenso verfassungswidrig wäre wie der KTF, stoppte das Finanzministerium die Auszahlungen aus dem Fonds bereits Ende 2023 (statt erst im Jahr 2024). Um bereits geflossene Auszahlungen des WSF rechtlich abzusichern, beschloss die Bundesregierung am 27. November 2023 einen Nachtragshaushalt für 2023. Für diese nachträgliche Anpassung des Bundeshaushalts, mit dem die Schuldenbremse erneut ausgesetzt werden sollte, musste der Bundestag eine „außergewöhnliche Notlage“ erklären.
Hinzu kommt, dass die deutsche Wirtschaft aktuell schrumpft. Für das Jahr 2024 wird ein Minus von 0,2 Prozent erwartet, nachdem die Wirtschaft 2023 bereits um 0,3 Prozent geschrumpft ist. Die schwächelnde Wirtschaft wirkt sich negativ auf die Staatsfinanzen aus. Weniger Wachstum bedeutet weniger Steuereinnahmen und gleichzeitig steigen die Ausgaben, beispielsweise für Arbeitslosengeld, da oft auch die Arbeitslosigkeit in schwachen Konjunkturzeiten höher ist. Die schlechte Wirtschaftslage verringert den Spielraum im Bundeshaushalt und die Lücke für das kommende Jahr könnte daher noch größer werden.
Große Auswirkungen hatte das Urteil zum Nachtragshaushalt 2021 außerdem auch auf die Bundesregierung selbst. Seit dem Urteil tritt die Uneinigkeit der Ampelparteien immer offener zu Tage, vor allem wenn es um die Ausgaben des Bundes geht. Während SPD und Grüne für mehr Schulden plädieren, hält die FDP strikt an der Schuldenbremse fest. Finanzminister Lindner und Bundeskanzler Olaf Scholz gerieten darüber schon öffentlich aneinander. Hinzu kommen schlechte Wahlergebnisse bei Landtagswahlen für die drei Ampelparteien, sodass ein vorzeitiges Aus der Regierung immer wieder im Raum steht und sogar von Teilen der FDP und vor allem von der Opposition gefordert wird.
In der Politik und bei Ökonomen gibt es unterschiedliche Meinungen dazu, wie es weitergehen soll. Einige, wie der Ökonom Jens Südekum, fordern eine Reform der Schuldenbremse, damit wichtige Zukunftsinvestitionen weiterhin finanziert werden können. Sie argumentieren, dass Deutschland im internationalen Vergleich wenig Schulden hat und mehr investieren sollte, um die Klimaziele zu erreichen. Andere, wie zum Beispiel Finanzminister Lindner, sprechen sich jedoch für Sparmaßnahmen aus, um die Schuldenbremse einzuhalten.



1	Fasse das Urteil des Bundesverfassungsgerichts in eigenen Worten zusammen (M1).
2	Recherchiere weitere Informationen zum Klima- und Transformationsfonds (M2).
3	Erörtere die Folgen des Haushaltsstreits für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft (M3).
4	Diskutiert mögliche Lösungsansätze aus Sicht der Beteiligten (SPD; GRÜNE, FDP, CDU).
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